
selbst führen, wie dies in Ehesachen überwiegend der 
Fall ist. Sind die Parteien, oder auch nur eine, durch 
Prozeßbevollmächtigte vertreten, so ist das Urteil diesen 
zuzustellen (§ 176 ZPO). Ist der Prozeßbevollmächtigte 
bei der Urteilsverkündung zugegen, so kann ihm das 
Urteil gemäß §§ 625, 176, 212 b ZPO zugestellt werden.

Einzelne Kollegen entgegnen uns: Wir haben auf 
Grund unseres hohen Arbeitsanfalls gar nicht die Zeit, 
das Urteil sofort abzusetzen, und unsere Geschäftsstelle 
ist dazu viel zu überlastet. Durch das Verfahren der so­
fortigen Absetzung und Verkündung der Urteile er­
folgt jedoch in keinem Fall eine zusätzliche Belastung 
der Geschäftsstelle, sondern — wie sich aus den obigen 
Ausführungen ergibt — eine Entlastung. Für die Rich­
ter macht sich selbstverständlich eine sehr sorgfältige 
Vorbereitung auf die mündliche Verhandlung notwen­
dig, aber gut vorbereitet soll der Richter ja auch dann 
sein, wenn er das Urteil nicht sofort absetzt. Die Er­
fahrung lehrt, daß beim zeitlichen Auseinanderfallen 
von Urteilsverkündung und schriftlicher Absetzung der 
Entscheidungsgründe viele Richter gewisse Schwierig­
keiten haben, die in § 315 Abs. 2 ZPO vorgeschriebene 
Wochenfrist einzuhalten. Überschreitungen dieser im 
Interesse der Parteien sehr wesentlichen Bestimmung 
sind aber als schwere Rechtsverletzung anzusehen. Ein 
Richter, der sich die sofortige schriftliche Absetzung 
der Entscheidungsgründe zur Regel macht, schaltet 
damit auch die Gefahr aus, gegen diese gesetzliche Be­
stimmung zu verstoßen.

Gewisse Überlegungen sind hinsichtlich der Anset­
zung der Termine erforderlich, da diese in einem grö­
ßeren Abstand als bisher angesetzt werden müssen. 
Im allgemeinen wird man für den „Normalfall“ nach 
einer entsprechenden Einarbeitung etwa zwei Stunden 
für das gesamte Verfahren benötigen, wobei es natür­
lich auch hier Ausnahmefälle gibt und möglicherweise 
noch ein zweiter Termin erforderlich ist. Obwohl § 272 b 
ZPO fordert, daß der Rechtsstreit tunlichst in einer 
mündlichen Verhandlung erledigt wird, ist dies nicht 
in jedem Falle möglich, da es sich beispielsweise 
erforderlich machen kann, einen Zeugen, der weit ent­
fernt wohnt, im Wege der Rechtshilfe zu vernehmen. 
Wenn ein Richter behauptet, es fehle ihm für eine der­
artige Terminsanberaumung die Zeit, so kann man ihm 
nur erwidern, daß er die Urteilsgründe in jedem Fall 
niederlegen muß, daß aber im Anschluß an die münd­
liche Verhandlung der gesamte Prozeßstoff bei ihm und 
bei den Schöffen noch frisch in Erinnerung ist und so 
auch am besten die Entscheidung gefällt und begründet 
werden kann.

Nach einer reichlich halbjährigen Praxis der soforti­
gen Absetzung der Urteile in Ehesachen kann ich fest­
stellen, daß ein solches Verfahren möglich und im 
Interesse der Überzeugungskraft der Entscheidungen 
und der erzieherischen Wirkung auf die Prozeßparteien 
dringend erforderlich ist, wenn es auch hier, wie über­
all, Ausnahmefälle geben wird, für die auch weiterhin 
ein Entscheidungstermin gemäß § 310 letzter Absatz 
ZPO angesetzt werden muß.

Es ist mir bekannt, daß auch andere Kreisgerichte 
schon mit der sofortigen Absetzung und Verkündung 
von Ehe- und Zivilurteilen begonnen haben, und es 
würde mich und sicher auch viele andere Kollegen 
interessieren, zu hören, welche Erfahrungen sie dabei 
gesammelt haben.

HEINZ FISCHER,
Direktor am Kreisgericht Karl-Marx-Stadt (Stadtbez. II)
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Hinweis
Beginnend in Heft 3/1956 veröffentlichen wir eine Reihe 
von Artikeln, in denen Mitglieder des Staatlichen Ver­
tragsgerichts die Prinzipien der bevorstehenden neuen 
Vertragsverordnung erläutern.
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Die territoriale Geschäftsverteilung 
bei den Kreisgerichten

Das Gesetz über die weitere Demokratisierung des 
Aufbaus und der Arbeitsweise der staatlichen Organe 
in den Ländern der DDR vom 23. Juli 1952 fordert 
„eine größtmögliche Annäherung der Organe der 
Staatsgewalt an die Bevölkerung und eine breitere 
Einbeziehung der Werktätigen in die Leitung des 
Staates“. Deshalb mußten Maßnahmen getroffen wer­
den, um eine engere Verbindung zwischen den Werk­
tätigen und unseren Gerichten herzustellen.

Als erste im Bezirk Karl-Marx-Stadt begriffen die 
Richter des Kreisgerichts Hainichen die Wichtigkeit 
und Bedeutung der Empfehlung des Ministeriums der 
Justiz, die Spezialisierung zu überwinden und jeden 
Richter für alle Aufgaben des Gerichts in einem Sek­
tor des Kreises verantwortlich zu machen. Sofort nach 
Abschluß der feierlichen Verpflichtung der neugewähl­
ten Schöffen gingen sie deshalb daran, ihren Kreis in 
drei Gebiete aufzuteilen und jedem der drei Richter 
die Erledigung aller Straf- und Zivilsachen und selbst­
verständlich auch die politische Massenarbeit „seines“ 
Gebiets zu übertragen. Lediglich die Jugendstrafsachen 
blieben in einer Hand; ihre Auswertung mußte deshalb 
als ständiger Tagesordnungspunkt für die Dienst­
besprechungen vorgesehen werden.

Die Richter des Kreisgerichts Hainichen waren sich 
darüber klar, daß es sich bei dieser Maßnahme nicht 
einfach um eine neue Art der Geschäftsverteilung 
handeln konnte, sondern um eine wichtige demokra­
tische Aufgabe. Deshalb genügte es nicht, daß sich 
jeder Richter einen guten' Überblick über die Entwick­
lung in Straf-, Zivil- und Familiensachen und einen 
möglichst genauen Einblick in die Verhältnisse seines 
Gebiets verschaffte. Erforderlich war vielmehr, die 
Verbindung zwischen Gericht und Bevölkerung enger 
zu gestalten und das Vertrauen aller Werktätigen so zu 
festigen, daß sie das Gericht als ihre eigene Sache be­
trachten.

Da es verfrüht wäre, jetzt schon von Erfahrungen 
zu sprechen, soll hier nur über die organisatorischen 
Maßnahmen berichtet werden und über die Über­
legungen, von denen sich die Richter hierbei leiten 
ließen.

Der Beginn der Verwirklichung der neuen Maß­
nahme wurde dadurch erleichtert, daß die Verteilung 
der Rechtsauskunftstellen, Schöffenschulungen und 
Justizveranstaltungen auf die Richter bereits eine terri­
toriale war und in der Hauptsache der gegenwärtigen 
entsprach. Außerdem ist die richterliche Besetzung seit 
geraumer Zeit stabil, so daß viele wertvolle Verbin­
dungen bereits geknüpft waren. Die innerbetriebliche 
Organisation erforderte durchaus keine Umwälzung. 
Sie zeigte sich der Umstellung gewachsen und hat sich 
ohne Schwierigkeiten den neuen Erfordernissen ange­
paßt.

Die Aufgliederung des Kreises wurde nach der Be­
völkerungszahl vorgenommen, denn eine nach Gemein­
den gegliederte statistische Erfassung der Eingänge er­
folgt nicht. Da auf Grund der Struktur des Kreises die 
Aufgliederung lediglich noch unter verkehrstechnischen 
Gesichtspunkten vorgenommen wurde, sind Berichti­
gungen dieser Aufteilung ohne weiteres möglich. Bei 
der Verteilung der Gebiete auf die Richter war zunächst 
vorgesehen, dem Direktor wegen seiner besonderen 
neuen Aufgaben ein bevölkerungsmäßig kleineres Ge­
biet zuzuweisen. Da jedoch bei einer Richterin die zu­
sätzliche Belastung als Frau und Mutter zu berücksich­
tigen war, mußte dieser Umstand in erster Linie für 
die Aufgliederung maßgeblich sein.

Danach wurden Listen von den Gemeinden jedes 
Gebietes angefertigt. Sie waren sehr bald allen Kol­
legen vertraut, so daß die Verteilung der Arbeit ohne 
Mühe vor sich geht. Beim Anlegen der Akten wird 
jede mit dem Anfangsbuchstaben des Namens des je­
weiligen Richters gekennzeichnet. Dies erspart ein 
Nachblättern. Die Registratur ist selbstverständlich ein­
heitlich. Hier erübrigt sich auch eine Kennzeichnung, 
da der bearbeitende Richter bereits auf dem Kartei­
blatt eingetragen wird.
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